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17.11.2009 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2010 (Haushaltsgesetz 2010) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 18/1424 zu Drucksache 18/1013  

 
 
 
Einzelplan 05 Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Europa  
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  alle       
Buchungskreis: alle 
 
Produktnummer lt. Leistungsplan alle 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan diverse 
 
Sonstige Veränderungen:      

Oberziel 
 
Absatz 2 alt: Die hessische Justiz verwirklicht das Rechtsstaatsprinzip und schafft Rechtssicherheit. Die Voraussetzungen 
für eine zeitnahe und qualitativ hochwertige Erledigung gerichtlicher und staatsanwaltlicher Aufgaben werden nachhaltig 
gesichert. Ein konsequenter, auf die Sicherheit und die Resozialisierung ausgerichteter Strafvollzug wird ebenso 
gewährleistet wie die Unterbringung, Betreuung und Führung von gefährlichen Tätern auch nach der Haftverbüßung. Der 
Schutz, die Betreuung und die finanzielle Besserstellung der Opfer von Straftaten werden gefördert. 
 
 
Absatz 2 neu: Die hessische Justiz verwirklicht das Rechtsstaatsprinzip, schafft Rechtssicherheit und 
gewährleistet den Rechtswegzugang für jeden. Die Voraussetzungen für eine zeitnahe und qualitativ hochwertige 
Erledigung gerichtlicher und staatsanwaltschaftlicher Aufgaben werden nachhaltig gesichert. Durch einen 
effizienten, auf die Resozialisierung ausgerichteten Strafvollzug wird die Sicherheit der Allgemeinheit 
gewährleistet und die Unterbringung, Betreuung und Führung von gefährlichen Tätern auch nach der 
Haftverbüßung sichergestellt. Der Schutz, die Betreuung und die finanzielle Besserstellung der Opfer von 
Straftaten werden gefördert. 
 
 
Fachziel 4 
 
alt: Konsequenten, auf Sicherheit und Resozialisierung ausgerichteten Justizvollzug gewährleisten. 
 
neu: Durch einen effizienten, auf Resozialisierung ausgerichteten Justizvollzug den Schutz der Allgemeinheit 
gewährleisten. 
 
 
Fachziel 9 
 
alt: Aktivitäten auf dem Gebiet der Integration bündeln und verstärkt vorantreiben. 
 
neu: Perspektivwechsel in der Integrationspolitik umsetzen: Verantwortung für Hessens Vielfalt übernehmen. 
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Der Wirtschaftsplan, das zugehörige Produktblatt und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags:      

 

Der zweite Absatz des Oberziels und das Fachziel 4 wurden konkretisiert. 
 
Durch die Änderung des Fachziels 9 soll erreicht werden, dass ein Schwerpunkt der Integrationspolitik in den 
kommenden Jahren bei der Förderung so genannter „ungenutzter Potenziale“ liegt. Darüber hinaus sollen die Kommunen 
bei der Integrationsarbeit vor Ort unterstützt werden. Die interkulturelle Kompetenz in der Verwaltung soll durch gezielte 
Schulungen erweitert werden. Mit einer Einbürgerungskampagne soll der Einbürgerungswille gestärkt werden. Durch die 
Einrichtung eines Topfes für innovative Förderung soll das Land Spielraum erhalten auch unterjährig innovative Projekte 
und neue Ansätze zu unterstützen. 
 

 
 
 
Wiesbaden, 16.11.2009 
 
Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende 
Tarek Al-Wazir 

  
  
  

  
  
  

               


